
Prof. Dr. Alain Griffel Frühjahrssemester 2017 

Bachelor-Prüfung 

Modul: Öffentliches Recht II 

27. Juni 2017, 08.00–10.00 Uhr 

Dauer: 120 Minuten 

Wichtige Hinweise: 

 Kontrollieren Sie bitte sowohl bei Erhalt als auch bei Abgabe der Prüfung die Anzahl 
der Aufgabenblätter. Die Prüfung umfasst (mit diesem Deckblatt) 6 Seiten und 9 Auf-
gaben. 

 Bringen Sie auf dem ersten Blatt einen Hinweis an, falls Ihre Muttersprache nicht 
Deutsch ist. 

 Sämtliche Antworten auf die gestellten Fragen sind zu begründen. Die Begründungen 
sind auszuformulieren. Blosse Stichwörter genügen nicht. 

 Zu einer vollständigen Lösung gehört stets auch die genaue Angabe der massgebenden 
Rechtsnormen. 

 Sehr gute Ausführungen werden mit Zusatzpunkten honoriert. Auf eine sorgfältige Ar-
gumentation legen wir bei der Bewertung grosses Gewicht. 

 Die 9 Aufgaben dürfen in beliebiger Reihenfolge beantwortet werden. Beginnen Sie bei 
jeder Aufgabe auf einem neuen Blatt. 

 Sie haben pro Aufgabe im Durchschnitt 13 Minuten Zeit. Die umfassende Musterlö-
sung ist 7 Seiten lang; pro Aufgabe entspricht dies in der Musterlösung im Durchschnitt 
einer dreiviertel Seite. 

 Teilen Sie die Zeit richtig ein und konzentrieren Sie sich auf das Wesentliche! 
Studieren Sie die Sachverhalte, die Fragen und die einschlägigen Rechtsnormen 
gründlich, bevor Sie mit Schreiben beginnen. Beantworten Sie nur die gestellten 
und keine anderen Fragen. 

 Den einzelnen Aufgaben kommt bei der Bewertung ein unterschiedliches Gewicht zu 
(siehe die entsprechenden Angaben bei den Aufgaben). Das Total beträgt 100 Punkte. 

Viel Erfolg! 
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Aufgabe 1 (8 Pt. = 8 %) 

Im Zentrum der Gemeinde X befindet sich eine Altglassammelstelle. Wegen bevorstehen-
der Jubiläumsfeierlichkeiten soll das Dorfzentrum verschönert werden. Der Gemeindevor-
stand plant deshalb, die Sammelstelle im Zuge der Vorbereitungshandlungen aufzuheben 
und durch eine neue Sammelstelle am Dorfrand – einige Kilometer entfernt – zu ersetzen. 
Er kündigt dies mit einer Mitteilung am Anschlagbrett des Gemeindehauses an. 

Die betagte, seh- und gehbehinderte A, die im Dorfzentrum wohnt, ist damit nicht einver-
standen und teilt dies dem Gemeindevorstand brieflich mit. In seinem Antwortschreiben an 
A legt der Gemeindevorstand seine Beweggründe für die beabsichtigte Massnahme dar und 
weist darauf hin, dass er an seinem Beschluss festzuhalten beabsichtige. 

Wie ist das Schreiben des Gemeindevorstands an A rechtlich zu qualifizieren? 

 

 

 

Aufgabe 2 (14 Pt. = 14 %) 

Im Kanton Y wurde ein neuer § 15a in die Kantonsverfassung (KV) aufgenommen, welcher 
wie folgt lautet:  

§ 15a 
1 Die Gemeinden sorgen für ein ausreichendes Betreuungsangebot für Kinder im Vorschulalter. 
2 Sie können diese Aufgabe auf geeignete Dritte übertragen. 

In der Folge übertrug die Stadt L diese Aufgabe in einem Gesetz auf die privatrechtliche 
Stiftung «KiTas Stadt L» (KSL), welche in der Stadt L vier Kindertagesstätten betreibt. 

Die aus dem Kosovo stammenden Eltern des 2½-jährigen B leben seit acht Jahren in der 
Schweiz. Sie sind Inhaber einer Aufenthaltsbewilligung, welche auf ein Jahr befristet ist 
und bisher jedes Jahr verlängert wurde. Sie möchten ihren Sohn an zwei Tagen pro Woche 
in einer KiTa der Stiftung KSL betreuen lassen und stellen ein entsprechendes Gesuch. Die 
KSL beantwortet dieses abschlägig, mit der Begründung, dass sie – um ständige Wechsel 
zu vermeiden – in ihren Kindertagesstätten nur Kinder aufnehme, deren Eltern mindestens 
über eine Niederlassungsbewilligung verfügen (d.h. über eine Bewilligung des unbefriste-
ten Aufenthalts, die in der Regel nach zehn Jahren erteilt wird).  

Verletzt der Entscheid der Stiftung KSL das Rechtsgleichheitsgebot? 



3 

Aufgabe 3 (12 Pt. = 12 %) 

Der 70-jährige C tritt seit seiner Pensionierung regelmässig als Strassenkünstler in der Stadt 
Zürich auf. Zur Freude von Passanten und Touristen produziert er auf dem zentral gelege-
nen und von Fussgängern stark frequentierten Paradeplatz riesengrosse Seifenblasen. Für 
seine Darbietungen benötigt er lediglich einen Eimer mit Seifenwasser und ein langes, zu 
einem Ring geknotetes Seil. Nicht selten bilden sich während seinen Aufführungen grösse-
re Menschenansammlungen, denen vorbeieilende Passanten meist nur schwer ausweichen 
können. 

Darf die Stadt Zürich von C verlangen, dass er für seine Darbietungen eine Bewilligung 
einholt? (Hinweis: Im kommunalen Recht findet sich keine Antwort auf diese Frage.) 

 

 

 

 

 

 

 

Aufgabe 4 (8 Pt. = 8 %) 

D ist seit 1993 praktizierender Facharzt für Psychiatrie im Kanton Y. Zudem ist er gemäss 
der kantonalen Verordnung über psychiatrische Gutachten im Strafverfahren (VPGS) als 
Gutachter zugelassen. In den letzten 20 Jahren hat er in Strafsachen zahlreiche medizini-
sche Gutachten für kantonale Behörden verfasst.  

Am 1. Mai 2017 trat eine Teilrevision der VPGS in Kraft, welche vorsieht, dass ab sofort 
nur noch als Gutachter zugelassen wird, wer im kantonalen Sachverständigenverzeichnis 
aufgeführt ist. In dieses Verzeichnis werden lediglich Ärztinnen und Ärzte aufgenommen, 
die über eine Zusatzausbildung als «Aussagepsychologin/Aussagepsychologe» verfügen.  
D hat keine solche Ausbildung. Das zuständige kantonale Amt verweigert deshalb seine 
Aufnahme ins Sachverständigenverzeichnis und untersagt ihm mit sofortiger Wirkung die 
weitere Tätigkeit als Gutachter.  

Kann sich D mit Aussicht auf Erfolg auf Vertrauensschutz berufen?  
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Aufgabe 5 (14 Pt. = 14 %) 

E studiert an der Universität des Kantons Y Rechtswissenschaft. Während er die Prüfung 
«Verwaltungsrecht» schreibt, werden seine erlaubterweise mitgebrachten Gesetzestexte 
kontrolliert. Auf der Rückseite eines der Gesetzestexte findet sich ein Post-it-Zettel, der 
anscheinend versehentlich dort kleben geblieben ist; darauf steht handschriftlich geschrie-
ben: «1 Liter Milch, 4 Eier, 1 Pack Zucker, Papier, Brot, Kartoffeln». Der Zettel wird kon-
fisziert. Die Prüfung von E wird in der Folge wegen Verwendung nicht zugelassener 
Hilfsmittel mit der Note 1 bewertet, was ihm mittels einer Verfügung des Dekanats mitge-
teilt wird. 

Ist die Bewertung der Prüfungsarbeit von E mit der Note 1 rechtmässig? (Prüfen Sie die 
Frage unter allen materiellrechtlich in Betracht kommenden Gesichtspunkten.) 

Prüfungsreglement der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Y 

Art. 15  
1 Wer anlässlich einer Leistungskontrolle nicht zugelassene Hilfsmittel mitbringt, erhält die Note 1.  
2 Als nicht zugelassene Hilfsmittel gelten alle nicht ausdrücklich erlaubten Gesetzestexte und Unterlagen 
sowie handschriftliche Notizen. 

 

 

 

 

Aufgabe 6 (10 Pt. = 10 %) 

Milliardär F zieht in Betracht, in die ländliche Gemeinde X zu ziehen, dort an prächtiger 
Aussichtslage ein altes Bauernhaus zu erwerben, dieses abzubrechen und stattdessen eine 
18-Zimmer-Villa mit privatem Hallenbad und Wellness-Bereich zu errichten. In der finan-
ziell schlecht gestellten Gemeinde X wäre der neue Steuerzahler höchst willkommen. F's 
Anwalt macht den Gemeindebehörden deshalb den Vorschlag, auf die Durchführung eines 
Baubewilligungsverfahrens für die geplante Villa zu verzichten und die Einzelheiten (Ge-
bäudehöhe, Volumen, Fassadengestaltung, Zufahrt usw.) in einem Vertrag zwischen F und 
der Gemeinde zu regeln. 

Wäre dieses Vorgehen rechtlich zulässig? 
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Aufgabe 7 (12 Pt. = 12 %) 

G erbte vor einigen Jahren ein unüberbautes, an einem See gelegenes Grundstück in der 
Stadt X. Das Grundstück liegt in einer Bauzone (Wohnzone) und ist erschlossen. Gemäss 
der kommunalen Bauordnung wäre dort die Erstellung eines zweigeschossigen Wohnhau-
ses zulässig. Konkrete Überbauungsabsichten hat G jedoch nicht. 

Die Stadt X beabsichtigt nun, das fragliche, mehrere Grundstücke umfassende Gebiet in 
eine «Erholungszone für Parkanlagen» umzuzonen. Gestattet wären dann – auch auf dem 
Grundstück von G – nur noch Bauten, die dem Betrieb einer Parkanlage dienen.  

Hätte G im Falle der Umzonung einen Anspruch auf Entschädigung? (Gehen Sie davon 
aus, dass der Eingriff in die Bestandesgarantie unter dem Blickwinkel von Art. 36 BV zu-
lässig wäre.) 

 

 

Aufgabe 8 (10 Pt. = 10 %) 

H ist ausländischer Staatsangehöriger und lebt seit mehreren Jahren in der Schweiz. Anfang 
2016 stellte er ein Gesuch um Erteilung einer Niederlassungsbewilligung (d.h. einer unbe-
fristeten Aufenthaltsbewilligung). Im Januar 2017 teilte ihm das Einwohneramt seiner 
Wohngemeinde mit, dass sein Antrag gutgeheissen wurde.  

Als H in der Folge beim Schalter des Einwohneramtes nach seiner Niederlassungsbewilli-
gung fragte, erklärt ihm die zuständige Sachbearbeiterin, dass er diese erst nach Bezahlung 
von Fr. 380 erhalte. Diesen Betrag schulde er wegen der aufwendigen administrativen Ab-
klärungen im Zusammenhang mit der Prüfung seines Antrags.  

Beruht die H auferlegte Abgabe auf einer genügenden gesetzlichen Grundlage? 

Die massgebenden kantonalen Bestimmungen lauten wie folgt: 

Gesetz über öffentliche Abgaben 

§ 3 

Der Regierungsrat regelt die Abgaben, welche von den Verwaltungsbehörden erhoben werden. 

Verordnung über öffentliche Abgaben 

§ 20 

Für das ausländerrechtliche Bewilligungsverfahren erhebt das zuständige Einwohneramt von den Gesuchstel-
lern eine Abgabe bis Fr. 500. 
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Aufgabe 9 (12 Pt. = 12 %) 

L ist Lehrer an einer Kantonsschule im Kanton Y. Während des Unterrichts stellt er fest, 
dass Schüler S nicht seinen Ausführungen folgt, sondern auf seinem Smartphone herum-
spielt. Da dies nicht der erste solche Vorfall ist, verliert L die Geduld: Entnervt reisst er S 
das Smartphone aus den Händen, um dieses – im Einklang mit der Hausordnung – zu kon-
fiszieren und erst nach dem Unterricht wieder zurückzugeben. Allerdings entgleitet L das 
Smartphone und fällt zu Boden, woraufhin das Display zerspringt. Die Reparatur kostet S 
Fr. 200.  

Haftet der Kanton Y für den entstandenen Schaden? 

Haftungsgesetz des Kantons Y 

§ 6  

Der Kanton haftet für den Schaden, den ein Angestellter in Ausübung amtlicher Verrichtungen einem Dritten 
widerrechtlich zufügt. 

 



Prof. Dr. Alain Griffel Frühjahrssemester 2017 

Bachelor-Prüfung 

Modul: Öffentliches Recht II 
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Musterlösung und Korrekturanleitung 

ZP = Zusatzpunkt(e) 

Aufgabe 1 8 Pt. 

Beim Schreiben des Gemeindevorstands könnte es sich um einen Rechtsakt (Verfügung) 
oder um einen Realakt handeln.  (1) 

Eine Verfügung ist eine einseitige, hoheitliche, individuell-konkrete Anordnung in Anwen-
dung von öffentlichem Recht (1). Der Brief ist (einseitig) an A. gerichtet (individuell), be-
trifft einen bestimmten Sachverhalt bzw. Einzelfall (konkret) und geht von einer Behörde – 
die in einem hoheitlichen Verhältnis zu A. steht – aus (2). Die vom Gemeinderat geplante 
Massnahme ergeht in Anwendung von öffentlichem Recht (1). Somit erscheint es nicht von 
vornherein ausgeschlossen, dass es sich um eine Verfügung handeln könnte. (4) 

Nicht entscheidend für die rechtliche Qualifizierung erweist sich, dass sich im Sachverhalt 
keine Anhaltspunkte dafür finden, dass das Schreiben mit einer Rechtsmittelbelehrung ver-
sehen worden wäre. Ein allfälliger Formmangel würde das Vorliegen eines Rechtsaktes 
nicht in Frage stellen; davon betroffen wäre allein die formelle Rechtskraft.  (max. 2 ZP) 

Das massgebende Abgrenzungskriterium zwischen Verfügung und Realakt ist – sofern alle 
übrigen Voraussetzungen einer Verfügung erfüllt sind – (ZP) die Frage, ob die Anordnung 
auf Rechtswirkungen ausgerichtet ist (Rechtsakt) oder nicht (Realakt). Mittels des Schrei-
bens bringt der Gemeindevorstand gegenüber A. lediglich zum Ausdruck, an seinem bereits 
gefällten Beschluss festzuhalten. Es handelt sich um eine blosse behördliche Auskunft, und 
es bestehen keinerlei Anhaltspunkte, dass damit Rechtswirkungen angestrebt werden. (2) 

Ergebnis: Es handelt sich um einen Realakt.  (1) 

Aufgabe 2 14 Pt. 

Gemäss Art. 35 Abs. 2 BV ist an die Grundrechte gebunden, wer staatliche Aufgaben 
wahrnimmt (1). Dies gilt auch für natürliche Personen sowie juristische Personen des Pri-
vatrechts, soweit sie staatliche Aufgaben wahrnehmen (1). Bei der Zurverfügungstellung 
eines ausreichenden Betreuungsangebots für Kinder im Vorschulalter handelt es sich ge-
mäss § 15a KV um eine kommunale – und damit staatliche – Aufgabe (1), welche von der 
Stadt L auf die KSL – eine juristische Person des Privatrechts – übertragen wurde (sog. 
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Beleihung [ZP]). Die KSL ist somit an die Grundrechte gebunden und muss das Rechts-
gleichheitsgebot beachten (1). (4) 

Art. 8 Abs. 1 BV besagt, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind (1). Der Anspruch 
auf rechtsgleiche Behandlung steht damit auch ausländischen Staatsangehörigen zu (1). B – 
bzw. seine Eltern, welche bis zur Grundrechtsmündigkeit seine Rechte wahrnehmen (ZP) – 
kann sich also grundsätzlich auf das Rechtsgleichheitsgebot berufen (1). (3) 

Das Rechtsgleichheitsgebot verpflichtet die rechtsanwendenden Behörden, vergleichbare 
Sachverhalte gleich zu behandeln (1). Eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigt sich 
nur, wenn dafür ein sachlicher Grund vorliegt (1). Es fragt sich, ob die Begründung der 
KSL, häufige Wechsel innerhalb der Krippe vermeiden zu wollen, als Rechtfertigung für 
die ungleiche Behandlung genügt, also einen sachlichen Grund darstellt.  (2) 

Dies ist zu verneinen (1). Dafür können insbesondere folgende Argumente angeführt wer-
den (insgesamt max. 3 Pt.): (4) 

í Gründe, welche zu einem KiTa-Austritt führen können, gibt es viele: Kindergartenein-
tritt, Wegzug aus der Gemeinde oder in einen anderen Stadtteil, Aufgabe der Erwerbs-
tätigkeit durch einen Elternteil, Wahl einer anderen Betreuungsart (Tagesfamilie, Gross-
eltern) etc. Der Fall des KiTa-Austritts aufgrund der Nichterneuerung der Aufenthalts-
bewilligung, welcher die Pflicht zur Ausreise aus der Schweiz zur Folge hätte und hier 
für den Entscheid der KSL ausschlaggebend ist, Kinder mit befristeter Aufenthaltsbe-
willigung von vornherein nicht aufzunehmen, stellt damit nur einen Fall unter vielen 
dar und dürfte wohl nur eine untergeordnete Rolle spielen. 

í B's Eltern leben bereits seit acht Jahren in der Schweiz, was gegen die Annahme 
spricht, dass kurzfristig mit einem Austritt gerechnet werden müsse.  

í Auch § 15a KV selber ist kein Hinweis darauf zu entnehmen, dass das von den Ge-
meinden zur Verfügung zu stellende Betreuungsangebot nicht für ausnahmslos alle 
Vorschulkinder mit Betreuungsbedarf gelten soll.  

í In grundsätzlicher Weise spricht zudem für die Aufnahme von Kindern mit ausländi-
scher Staatsbürgerschaft, die allenfalls der deutschen Sprache noch nicht mächtig sind, 
dass die Betreuung in einer Kindertagesstätte einen wichtigen Beitrag an ihre Integra-
tion zu leisten vermag (ZP). 

Ergebnis: Der Entscheid der KSL verletzt das Rechtsgleichheitsgebot. (1) 

Aufgabe 3 12 Pt. 

Indem C seine Strassenkunst auf dem Paradeplatz darbietet, beansprucht er eine öffentliche 
Sache im Gemeingebrauch (1). Für deren Nutzung darf die Stadt Zürich nur dann die Ein-
holung einer Bewilligung verlangen, wenn diese nicht nur schlichten, sondern gesteigerten 
Gemeingebrauch darstellt (1), d.h. wenn sie entweder nicht bestimmungsgemäss erfolgt 
oder nicht gemeinverträglich ist (1). (3) 

Das kommunale Recht sieht offenbar keine Bewilligungspflicht vor. Dies ist nach dem der-
zeitigen Stand der bundesgerichtlichen Rechtsprechung – die von der Lehre mit Blick auf 
Art. 36 Abs. 1 BV allerdings als verfassungswidrig kritisiert wird (ZP) – auch nicht erfor-
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derlich (1); vielmehr darf das Gemeinwesen, welches die Herrschaft über die öffentliche 
Sache ausübt, den gesteigerten Gemeingebrauch auch ohne entsprechende gesetzliche 
Grundlage bewilligungspflichtig erklären (1).  (2) 

Ob die Nutzung (noch) als bestimmungsgemäss gilt, richtet sich in erster Linie nach der 
Widmung der öffentlichen Sache; lässt sich eine besondere Widmung nicht feststellen, so 
muss auf die Beschaffenheit der öffentlichen Sache oder auf deren traditionellen Gebrauch 
abgestellt werden (1). Der Paradeplatz dient in erster Linie dem Fussgänger- und Tramver-
kehr und nicht als Bühne für Kleinkunstdarbietungen (1). Immerhin prägt Strassenkunst – 
gerade auf öffentlichen Plätzen – seit jeher den öffentlichen Raum, ist also fester Bestand-
teil des Strassenbildes (ZP). Insofern kann jedenfalls nicht klar verneint werden, dass die 
Nutzung durch C bestimmungsgemäss ist (1).  (3) 

Gemeinverträglich ist eine Nutzung dann, wenn sie andere Personen in der Ausübung des 
Gemeingebrauchs nicht oder nur unwesentlich, insbesondere nur kurzzeitig, beeinträchtigt 
(1). Vorliegend bilden sich während der Darbietungen von C regelmässig grössere Men-
schenansammlungen, welchen die vorbeieilenden Passanten meist nur schwer ausweichen 
können. Zwar wird der Fussgängerstrom vermutlich nur für vergleichsweise kurze Zeit ge-
stört; die Beeinträchtigungen erfolgen aber regelmässig und dürften gerade während Stoss-
zeiten nicht nur unwesentlich sein (1). Mithin liegt es nahe, bei den Darbietungen von C 
von gesteigertem Gemeingebrauch auszugehen (1). (3) 

Ergebnis: Die Stadt Zürich darf von C die Einholung einer Bewilligung verlangen.  (1) 

(Die Auffassung, bei den Darbietungen von C handle es sich noch um schlichten Gemein-
gebrauch, ist knapp vertretbar.) 

Aufgabe 4 8 Pt. 

Nach dem Vertrauensschutzprinzip gemäss Art. 5 Abs. 3 und Art. 9 BV dürfen sich Private 
auf behördliche Handlungen, die ein bestimmtes Vertrauen erzeugen, grundsätzlich verlas-
sen. (2) 

Die Entstehung von Vertrauensschutz hängt von zwei Voraussetzungen ab, die kumulativ 
erfüllt sein müssen: von einer Vertrauensgrundlage (1) und einer Vertrauensbetätigung (1). 
(Ebenfalls 2 Pt., wenn jemand alle Voraussetzungen nach HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN 
nennt.) Als Vertrauensgrundlage dient regelmässig ein fehlerhafter Akt eines Hoheitsträ-
gers (ZP).  (2) 

Vorliegend darf D nicht mehr als Gutachter tätig sein, weil er aufgrund einer Rechtsände-
rung nicht alle Voraussetzungen für die Eintragung in das neue Sachverständigenverzeich-
nis erfüllt (1). Er kann sich bezüglich der Weitergeltung des bisherigen Rechts aber nicht 
auf Vertrauensschutz berufen, da eine Rechtsnorm als solche kein berechtigtes Vertrauen in 
ihren Fortbestand schafft und für sich allein keine Vertrauensgrundlage darstellt (1). Der 
Umstand, dass D nach 20 Jahren praktizierender Gutachtertätigkeit diese nicht mehr fort-
führen darf, vermag die fehlende individuelle Zusicherung nicht zu ersetzen (1). (ZP für 
Erläuterungen, weshalb allenfalls eine Übergangsregelung angebracht wäre.) (3) 

Ergebnis: D kann sich nicht mit Aussicht auf Erfolg auf Vertrauensschutz berufen. (1) 
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Aufgabe 5 14 Pt. 

Ausgangslage: Die Regelung in Art. 15 des Prüfungsreglements als solche ist rechtlich 
nicht zu beanstanden. In Frage steht demnach eine fehlerhafte Rechtsanwendung. (ZP) 

Im Vordergrund steht die Frage, ob die Bewertung der Prüfungsarbeit von E mit der Note 1 
gegen das Verhältnismässigkeitsprinzip (Art. 5 Abs. 2 BV) verstösst. (1) 

Die Wirtschaftsfreiheit, namentlich die in Art. 27 Abs. 2 BV gewährleistete Freiheit der 
Berufswahl, gewährleistet keinen Anspruch auf Zugang zu einer staatlichen Bildungsein-
richtung. Allerdings scheint es nicht unvertretbar, hier (auch) einen Eingriff in die Berufs-
wahlfreiheit anzunehmen und die Prüfung der Verhältnismässigkeit auf Art. 36 Abs. 3 BV 
zu stützten (max. 3 ZP für gute Ausführungen zur Wirtschaftsfreiheit/Berufswahlfreiheit). 

Zweck/öffentliches Interesse: In erster Linie geht es um die Gewährleistung von validen 
(d.h. aussagekräftigen) Prüfungsergebnissen unter den Prüfungsbedingungen, wie sie von 
der Fakultät festgelegt wurden (Prüfung nur mit zugelassenen Gesetzestexten, ohne weitere 
Hilfsmittel) (1). Darüber hinaus geht es – in zweiter Linie – auch um die Gewährleistung 
von rechtsgleichen Prüfungsbedingungen (1). Als untergeordneter Nebenzweck kann so-
dann die Minimierung des Aufwandes für die Universität genannt werden (ZP).  (2) 

Eignung: Die Eignung der Massnahme (Bewertung mit der Note 1) kann noch bejaht wer-
den. Wenn alle Kandidat/innen, die Art. 15 PR zumindest prima vista nicht erfüllen, ausge-
sondert und mit der vorgesehenen Sanktion belegt werden, ist gewährleistet, dass sich unter 
den Verbleibenden nur solche befinden, die sich korrekt verhalten haben.  (2) 

Erforderlichkeit: Es darf kein milderes Mittel in Betracht kommen, welches gleich geeignet 
wäre, das angestrebte Ziel zu erreichen. Dies ist mit Blick auf die Bewertung mit der Note 1 
nicht der Fall: Der Universität kann im Anschluss an die Prüfung ohne weiteres zugemutet 
werden, die Relevanz des Zettels mit Blick auf die erwähnten Zwecke der Regelung zu 
würdigen. Auch das Interesse an einer Aufwandminimierung während der Prüfung macht 
die nachträgliche Strenge nicht erforderlich. An einer Aufwandminimierung in dem Sinn, 
dass auch im Nachhinein kein Aufwand betrieben werden soll, um einen solchen Zettel 
sachgerecht zu würdigen, besteht kein relevantes öffentliches Interesse.   (3) 

Zumutbarkeit: Mangels Erforderlichkeit der Massnahme ist deren Zumutbarkeit für E ohne 
weiteres zu verneinen (mit Blick auf sein offensichtliches Interesse, dass seine Prüfungsar-
beit korrekt benotet wird).    (1) 

Zwischenergebnis: Der Verhältnismässigkeitsgrundsatz ist verletzt. (1) 

(Max. 10 Pt. auch für eine andere vertretbare Verhältnismässigkeitsprüfung.) 

Weiter könnte die Massnahme das Willkürverbot nach Art. 9 BV verletzen (1). Willkür 
liegt dann vor, wenn ein Entscheid offensichtlich unhaltbar ist, mit der tatsächlichen Situa-
tion in klarem Widerspruch steht, eine Norm oder einen unumstrittenen Rechtsgrundsatz 
krass verletzt oder in stossender Weise dem Gerechtigkeitsgedanken zuwiderläuft (1). Im 
vorliegenden Fall drängt es sich geradezu auf, in der völlig überzogenen Sanktionierung 
eines harmlosen, offensichtlichen Versehens einen stossenden Widerspruch zum Gerech-
tigkeitsgedanken zu sehen (1). Die Massnahme verletzt somit das Willkürverbot (1). (4) 
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Schliesslich könnte die Massnahme auch gegen das Verbot des überspitzten Formalismus 
verstossen. Überspitzter Formalismus liegt vor, wenn für ein Verfahren rigorose Formvor-
schriften aufgestellt werden, ohne dass die Strenge sachlich gerechtfertigt wäre, oder wenn 
Behörden formelle Vorschriften mit übertriebener Strenge handhaben. Um einen Anwen-
dungsfall von Letzterem handelt es sich, wenn die Nichteinhaltung von Formvorschriften 
mit unverhältnismässigen Sanktionen verknüpft wird. Art. 15 PR kann als Verfahrensvor-
schrift betrachtet werden. Betreffend die Unverhältnismässigkeit der Sanktion (Note 1) ist 
auf die vorstehende Verhältnismässigkeitsprüfung zu verweisen.  (max. 3 ZP) 

Aufgabe 6 10 Pt. 

Bei der behördlichen Prüfung der Bewilligungsfähigkeit eines Bauvorhabens und der Ertei-
lung einer entsprechenden (Bau-)Bewilligung handelt es sich um eine öffentliche Aufgabe 
(Verwaltungsaufgabe) (1). Demzufolge würde auch ein Vertrag, der an die Stelle einer 
Baubewilligung tritt und diese ersetzt, unmittelbar der Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe 
dienen (1). Ein solcher Vertrag wäre demnach nicht als privatrechtlicher, sondern als ver-
waltungsrechtlicher Vertrag zu qualifizieren (1). (3) 

Eine Verwaltungsbehörde kann nicht frei wählen, ob sie eine Verfügung erlassen oder ei-
nen verwaltungsrechtlichen Vertrag schliessen will (ZP). Ein Vertrag ist nur zulässig, wenn 
kumulativ zwei Voraussetzungen erfüllt sind: 

í Das Gesetz muss die Vertragsform entweder vorsehen oder darf diese zumindest nicht 
ausschliessen; in letzterem Fall muss es für eine vertragliche Regelung Raum lassen (1). 

í Zudem muss sich Vertrag als die geeignetere Handlungsform erweisen als die Verfü-
gung (1). (2) 

Vorliegend scheitert es an der ersten Voraussetzung: Die Errichtung eines Gebäudes ist nur 
gestützt auf eine Baubewilligung zulässig (1). Bei dieser handelt es sich im Wesentlichen 
um eine Polizeibewilligung (ZP). Die Baubewilligung ist eine Verfügung (½), welche das 
entsprechende Verwaltungsverfahren – das Baubewilligungsverfahren – abschliesst (½). Im 
Rahmen des Baubewilligungsverfahrens muss die Behörde prüfen, ob das Bauvorhaben den 
einschlägigen Vorschriften des öffentlichen Rechts entspricht (1); für vertragliche Abma-
chungen besteht kein Spielraum. Dementsprechend lässt die Rechtsordnung keinerlei 
Raum, um das Baubewilligungsverfahren und die Baubewilligung durch eine Vereinbarung 
zwischen dem Bauherrn und der Behörde zu ersetzen (1). (4) 

Damit erübrigt es sich streng genommen, auch die zweite Voraussetzung zu prüfen. Der 
Abschluss eines verwaltungsrechtlichen Vertrages wäre aber jedenfalls nicht geeigneter, 
sondern weniger geeignet als ein Baubewilligungsverfahren, um die Übereinstimmung des 
Bauvorhabens mit dem geltenden Recht zu prüfen. (max. 2 ZP) 

Ergebnis: Ein Vorgehen wie das von F's Anwalt vorgeschlagene wäre nicht zulässig. (1) 

Aufgabe 7 12 Pt. 

Gemäss Art. 26 Abs. 2 BV sind (formelle) Enteignungen sowie Eigentumsbeschränkungen, 
die in ihren Auswirkungen einer Enteignung gleichkommen, voll zu entschädigen. (1) Ein 
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Entschädigungsanspruch wegen formeller Enteignung kommt hier nicht in Betracht, weil 
das Eigentum von G nicht entzogen würde (1). Zu prüfen ist hingegen, ob eine materielle 
Enteignung vorläge oder ob es sich bloss um eine entschädigungslose öffentlichrechtliche 
Eigentumsbeschränkung handeln würde. Eine materielle Enteignung ist dann zu bejahen, 
wenn eine staatliche Massnahme zu einer schwerwiegenden Einschränkung des bisherigen 
oder des künftigen Gebrauchs einer Sache führt (1), wobei in letzterem Fall weiter voraus-
gesetzt wird, dass sich die Nutzung mit hoher Wahrscheinlichkeit in naher Zukunft hätte 
verwirklichen lassen können (1) (ZP für zutreffende Ausführungen zum Sonderopfertatbe-
stand). (4) 

Im konkreten Fall würde die zukünftige Nutzung des Grundstücks eingeschränkt, da dieses 
nicht mehr mit einem zweigeschossigen Wohnhaus überbaut werden könnte (1). Aufgrund 
der Angaben im Sachverhalt (Wohnzone, erschlossen) ist anzunehmen, dass einem solchen 
Vorhaben ohne die geplante Umzonung keine rechtlichen oder tatsächlichen Hindernisse 
entgegenstehen würden (1). Die Realisierungswahrscheinlichkeit ist somit zu bejahen (1). 
Daran ändert nichts, dass G keine konkreten Überbauungsabsichten hat; denn darauf 
kommt es nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung nicht an (1). (4) 

Besondere Intensität der Einschränkung: Die Umzonung des Grundstücks von G hätte zur 
Folge, dass dieses nicht mehr bzw. nur noch sehr beschränkt überbaut werden könnte (1). 
Dies wiederum hätte eine massive Verminderung des Verkehrswerts des an privilegierter 
Lage gelegenen Grundstücks zur Folge, die in ihren Auswirkungen einer formellen Enteig-
nung nahekäme (1). Die besondere Intensität ist damit ohne weiteres zu bejahen (1). Eine 
wirtschaftlich sinnvolle und gute Nutzung im Sinne der bundesgerichtlichen Rechtspre-
chung – gemessen an der bisher zulässigen Nutzung – wäre nicht mehr möglich (ZP) (3) 

Ergebnis: G hätte Anspruch auf eine Entschädigung wegen materieller Enteignung. (1) 

Aufgabe 8 10 Pt. 

Der Betrag von Fr. 380 stellt die Gegenleistung für den Aufwand der Verwaltungsbehörden 
im Zusammenhang mit der Prüfung des Gesuchs dar (1). Es handelt sich somit um eine 
Kausalabgabe (1), genauer um eine Verwaltungsgebühr (1). (3) 

(Max. 2 ZP für Ausführungen, weshalb es sich nicht um eine Kanzleigebühr handelt.) 

Für solche Abgaben gelten besondere Anforderungen des Legalitätsprinzips (1). So muss 
das Gesetz im formellen Sinn mindestens folgende Punkte regeln: den Kreis der Abgaben-
pflichtigen (das Abgabesubjekt), den abgabebegründenden Tatbestand (das Abgabeobjekt) 
sowie – zumindest in den Grundzügen – die Bemessung der Abgabe (2). (½ ZP für Hinweis 
auf Art. 127 Abs. 1 BV; ½ ZP für Problematisierung dieser Zuordnung.) (3) 

Die kantonale Verordnungsbestimmung regelt den Kreis der Abgabepflichtigen (Gesuch-
steller), das Abgabeobjekt (ausländerrechtliche Bewilligungsverfahren) und die Höhe der 
Abgabe (bis Fr. 500) (1). Allerdings genügt die Delegationsnorm im Gesetz den hohen An-
forderungen des abgaberechtlichen Legalitätsprinzips nicht: Sie äussert sich zu keinem der 
oben genannten Punkte, sondern beauftragt lediglich den Regierungsrat, Abgaben festzule-
gen (1). Damit ist die Regelung im formellen Gesetz ungenügend (1).  (3) 
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Das Kostendeckungs- und das Äquivalenzprinzip können zwar eine fehlende Detailrege-
lung hinsichtlich der Höhe der Abgabe substituieren, nicht aber die Regelung betreffend 
Abgabesubjekt und -objekt (ZP). 

Ergebnis: Die Abgabe beruht nicht auf einer genügenden gesetzlichen Grundlage.  (1) 

Aufgabe 9 12 Pt. 

Da es sich bei Kantonsschullehrer L um einen Angestellten des Kantons Y handelt, ist für 
die Frage der Staatshaftung kantonales Recht – mithin § 6 des Haftungsgesetzes des Kan-
tons Y – anwendbar (1). (1) 

§ 6 HG Y sieht eine Staatshaftung, nicht eine Beamtenhaftung vor (ZP). Der Kanton Y haf-
tet für Schäden, die ein Angestellter in Ausübung amtlicher Verrichtungen einem Dritten 
widerrechtlich zufügt. Zwischen dem Schaden und der schädigenden Handlung muss zu-
dem ein natürlicher sowie ein adäquater Kausalzusammenhang bestehen (½). Ein Ver-
schulden wird in § 6 HG Y hingegen nicht vorausgesetzt (½). (1) 

Der Schaden besteht in der Vermögensdifferenz, nämlich der Differenz zwischen dem 
Vermögensstand nach Eintritt des schädigenden Ereignisses und jenem, wie er ohne dieses 
Ereignis bestünde (1). In casu handelt es sich um einen Sachschaden am Smartphone des 
Schülers S in Höhe von Fr. 200 (1). (2) 

Fraglich ist, ob dieser Schaden in Ausübung einer amtlichen Verrichtung entstanden ist. 
Dies ist der Fall, wenn zwischen dem schädigenden Verhalten und der amtlichen Tätigkeit 
ein funktionaler Zusammenhang besteht (1). Ein funktionaler Zusammenhang ist immer 
dann anzunehmen, wenn der staatliche Angestellte nur wegen seiner dienstlichen Tätigkeit 
in die Lage versetzt wurde, die schädigende Handlung vorzunehmen (1). Dies trifft hier zu: 
Die schädigende Handlung erfolgt im Rahmen des Schulunterrichts. L will das Smartphone 
in seiner Funktion als Lehrer konfiszieren, was darüber hinaus in der Hausordnung vorge-
sehen ist (1). Der Schaden entstand somit in Ausübung einer amtlichen Verrichtung. (3) 

Zwischen der schädigenden Handlung und dem Schaden besteht ohne weiteres sowohl ein 
natürlicher als auch ein adäquater Kausalzusammenhang: Nach dem gewöhnlichen Lauf der 
Dinge und der allgemeinen Lebenserfahrung muss damit gerechnet werden, dass ein 
Smartphone auf den Boden fällt und dadurch zu Bruch geht, wenn man es den Händen ei-
nes Dritten entreisst (1). (1) 

Die Widerrechtlichkeit setzt entweder die Verletzung eines absoluten Rechtsguts oder – im 
Fall eines reinen Vermögensschadens – die Verletzung einer Schutznorm voraus (1). Hier 
entsteht am Smartphone von S ein Sachschaden; dies stellt eine Verletzung seines Eigen-
tums und damit eines absoluten Rechtsguts dar (1). Ein Rechtfertigungsgrund ist nicht er-
sichtlich (1). Die Widerrechtlichkeit ist damit zu bejahen.  (3) 

Ergebnis: Der Kanton Y haftet für den Schaden. (1) 
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